
III. Änderungssatzung vom ….. 

zur Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Betreuung von Kindern in 

Tageseinrichtungen, in der Kindertagespflege und in der Offenen Ganztagsschule im 

Primarbereich 

 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW. S. 666, SGV.NRW. 2023), zuletzt geändert durch 

Artikel 5 des Gesetzes vom 11. April 2019 (GV. NRW. S. 202), des § 90 Abs. 1 Sozialgesetzbuch 

Achtes buch (SGB VIII) in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBl. I s. 

2022) zuletzt geändert durch Artikel 36 des Gesetzes vom 12.12.2019 (BGBl. I  S. 2652) sowie 

der §§ 5 Abs. 2 und 23 Abs. 1 des Gesetzes zur frühen Bildung und Förderung von Kindern 

(Kinderbildungsgesetz – KiBiz) in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Oktober 2007 (bis 

zum 31.07.2020 geltende Fassung) (GV.NRW. S. 462) zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. 

Februar 2019 (GV. NRW. S. 151) / §§ 51 Abs. 5 und 51 Abs. 1 des Gesetz zur frühen Bildung 

und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz, KiBiz) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 03. Dezember 2019 (ab 01.08.2020 geltende Fassung) (GV.NRW. S. 894) und des § 9 Abs. 

3 des Schulgesetzes NRW vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 102) zuletzt geändert durch 

Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Dezember 2019 (GV. NRW. S. 894) hat der Rat in seiner Sitzung 

am ……… folgende III. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Meerbusch über die Erhebung 

von Elternbeiträgen für die Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen, in der 

Kindertagespflege und in der Offenen Ganztagsschule im Primarbereich vom 31. Mai 2012 

beschlossen: 

 

 

 

Artikel 1 

(1) § 1 wird wie folgt geändert: 

 

In Abs. 1 wird nach dem Wort „Jugendhilfe“ folgender Passus eingefügt: 

 

„sowie in Jugendamtsbezirken, die nach § 21 d KiBiz am interkommunalen Ausgleich 

teilnehmen,“ 

 

(2) § 6 wird wie folgt geändert: 

In Abs. 1 wird Satz 6 ersatzlos gestrichen.  

 

 

 

Artikel 2 

(1) § 1 wird wie folgt geändert: 

In Abs. 1 wird die Gesetzesnorm „§ 21 d KiBiz“ durch „§ 49 KiBiz“ und die Gesetzesnorm      

„§ 23 KiBiz“ durch „§§ 50 f. KiBiz“ ersetzt. 

 

(2) § 9 wird wie folgt geändert: 

In Abs. 1 wird die Gesetzesnorm „§ 23 KiBiz“ durch „§§ 50 f. KiBiz“ ersetzt. 

 

 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10968&val=10968&seite=202&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10963&val=10963&seite=151&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18135&vd_back=N894&sg=0&menu=1


 

 

Artikel 3 

§ 6 wird wie folgt geändert: 

In Abs. 2 wird S. 1 durch folgende Worte ersetzt: 

„Die Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflege 

durch Kinder, die bis zum 30. September das vierte Lebensjahr vollendet haben werden, ist ab 

Beginn des im selben Kalenderjahr beginnenden Kindergartenjahres bis zur Einschulung 

beitragsfrei.“ 

 

In Abs. 2 wird S. 2 ersatzlos gestrichen. 

 

In Abs. 2 wird in S. 3 der Begriff „2 Jahre“ durch den Begriff „3 Jahre“ ersetzt. 

 

 

 

Artikel 4 

Diese III. Änderungssatzung tritt mit Wirkung vom 01.08.2020 in Kraft. Abweichend zu Satz 1 

treten die Änderungen aus Artikel 1 mit Wirkung vom 01.05.2020 in Kraft. 

 

  



Bekanntmachungsanordnung 

 

Die vorstehende III. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Meerbusch über die Erhebung von 

Elternbeiträgen für die Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen, in der Kindertagespflege 

und in der Offenen Ganztagsschule im Primarbereich vom 31. Mai 2012 wird hiermit öffentlich 

bekanntgemacht. 

 

Hinweis: 

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung kann gegen diese 

Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es 

sei denn, 

 

1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 

2. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekanntgemacht worden, 

3. die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

4. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Meerbusch gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt /§ 7 

Abs. 6 GO NRW). 

 

Meerbusch, 

 

 

 

Angelika Mielke-Westerlage 

Bürgermeisterin 


